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- Drucksache 7/4896 - 

betr. Auslastung der Fernmeldekapazitäten und Vorschläge zur Belebung 
der Nachfrage nach Fernmeldeeinrichtungen 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 1. April 1976 - 900- 1 1073-2 - die Kleine An- 
frage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die CDU/CSU-Fraktion betrachtet den Fernsprechdienst losge- 
löst von den übrigen Aufgaben der Deutschen Bundespost. Sie 
kommt in ihrer Kleinen Anfrage deswegen zu der unzutreffen- 
den Schlußfolgerung, die Deutsche Bundespost betreibe in die- 
sem Dienstzweig eine falsche Gebührenpolitik. Die vom Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost, dem auch Vertreter der 
CDU/CSU-Fraktion angehören, beschlossenen Gebührenordnun- 
nen im Fernsprechdienst müssen die wirtschaftliche Lage des 
Gesamtunternehmens berücksichtigen. Die Deutsche Bundes- 
post ist gezwungen, mit den Überschüssen aus dem Fernsprech- 
dienst die Fehlbeträge insbesondere aus den Postdiensten aus- 
zugleichen. Sie entspricht damit der gesetzlichen Auflage, alle 
Ausgaben durch eigene Einnahmen abzudecken. 

Die Deutsche Bundespost ist sich der Problematik dieser finan- 
ziellen Ausgleiche durchaus bewußt. Eine dauernde Subventio- 
nierung der Postdienste durch den Fernsprechdienst könnte die 
Entwicklung dieses zukunftsträchtigen Dienstzweiges beein- 
flussen. Diese Gefahr ist aber jetzt und in naher Zukunft nicht 
gegeben. Gerade die Entwicklung der letzten Monate zeigt, daß 
nach einer konjunkturbedingten Verlangsamung der Nachfrage 
nach Fernsprechanschlüssen die monatliche Zahl der Neuan- 
träge wieder merklich ansteigt. Damit wird auch deutlich, daß 
die im Zeichen einer Fernsprech-Übernachfrage erhöhten Ge- 
bühren marktgerecht und nicht prohibitiv wirkten. Die in Aus- 
sicht gestellten Gebührenvergünstigungen für neue Teilnehmer 
werden den mit eintretender Konjunkturbelebung erkennbaren 
positiven Trend weiter verstärken. 

Langfristig ist die Unternehmenspolitik der Deutschen Bundes- 
post darauf ausgerichtet, durch Rationalisierungsmaßnahmen 
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und - soweit dies nicht ausreicht - durch Anpassung der Ge- 
bühren an die Kosten auch im Postwesen für jeden einzelnen 
Dienstleistungsbereidi Kostendeckung zu erzielen. Nur unter 
dieser Voraussetzung könnten im Fernsprechdienst die Gebüh- 
ren auf dem Kostenniveau angeglichen und die langfristige 
Entwicklung dieses Dienstzweiges bis zur Bedarfssättigung ge- 
sichert werden. 


1. Wie hat sich die Installation neuer Telefonhauptanschlüsse 
(Nettozugang) seit 1972 (monatlich) bis einschließlich Februar 
1976 entwickelt? 


Monatlicher Nettozugang an Fernsprechhauptanschlüssen 
in den Jahren 1972 bis 1976 


Monat 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

Januar 

94 957 

82 330 

66 572 

47 167 

87 361 

Februar 

98 064 

85 525 

66 978 

53 810 

92 978 

März 

89 190 

83 221 

60 253 

50 934 


April 

78 912 

82 101 

61 311 

50 519 


Mai 

68 211 

81 519 

61 941 

51 526 


Juni 

73 679 

74 699 

57 397 

51 202 


Juli 

71 009 

70 679 

81 563 

48 303 


August 

68 531 

63 461 

61 973 

49 643 


September 

73 403 

71 506 

48 493 

61 768 


Oktober 

79 861 

70 428 

44 209 

69 771 


November 

74 568 

78 286 

48 711 

72 266 


Dezember 

75 982 

70 806 

42 058 

70 770 

geschätzt 

Insgesamt 

946 367 

914 561 

701 459 

677 679 

930 000 


2. Wie hoch war die Zahl der Einstellungen von Fernmeldelehr- 
lingen pro Jahr seit 1969 bis einschließlich 1975? 

Die Deutsche Bundespost hat als Fernmeldelehrlinge/ Auszubil- 
dende im Fernmeldehandwerk eingestellt: 

Jahr Lehrlinge/ Auszubildende 


1969 

3931 

1970 

5021 

1971 

6172 

1972 

6705 

1973 

6664 

1974 

4494 

1975 

1768 


+ 32 zum 1. Februar 1976 in Hamburg 
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3. Wie viele Fernmeldelehrlinge wird die Deutsche Bundespost im 
Jahre 1976 einstellen? 

Bei der Deutschen Bundespost werden 1976 aus dem Sonder- 
programm der Bundesregierung zur Durchführung zusätzlicher 
berufsbildungspolitischer Maßnahmen etwa 800 Auszubildende 
eingestellt. 

Außerdem stellt die Deutsche Bundespost 1976 1800 Auszu- 
bildende ein, obwohl dafür personalwirtschaftlich keine Not- 
wendigkeit besteht. 


4. Wie viele Fernmeldehandwerker sind z. Z. im Postbereich tätig? 

Im Februar 1976 waren 2770 Fernmeldehandwerker im Post- 
bereich tätig. 

Diese Zahl ändert sich laufend z. B. durch Abgänge zum Grund- 
wehrdienst, Neuzugänge aus der Ausbildung usw. 


5. Wie viele Fernmeldehandwerker, die 1976 ihre Fernmeldehand- 
werkerprüfung ablegen, können anschließend mit einer Tätigkeit 
in ihrem erlernten Berufe rechnen, und wie viele werden eine 
Tätigkeit im Postbereich aufnehmen müssen? 


Grundsätzlich erhalten alle Fernmeldehandwerker, die 1976 
ihre Prüfung ablegen, einen Arbeitsvertrag im Fernmelde- 
wesen. 

Sie werden lediglich - entsprechend der mit ihnen abgeschlos- 
senen Nebenabrede zum Arbeitsvertrag - für einen unter- 
schiedlichen Zeitraum zu Postämtern abgeordnet. 


6. Wie hoch ist der Auslastungsgrad der Ausbildungsstätten für 
Fernmeldehandwerker, und was geschieht mit den unausgela- 
steten Ausbildungsplätzen? 

Die Deutsche Bundespost verfügt in der Berufsausbildung zum 
Fernmeldehandwerker je Ausbildungsjahr über rund 5800 nach 
dem Berufsbildungsgesetz voll geeignete Ausbildungsplätze. 
Bei dem 3jährigen Ausbildungsgang dieses Berufsbildes wer- 
den z. Z. Auszubildende aus den Einstellungsjahren 1973, 1974 
und 1975 ausgebildet. 


Mit Stand vom 1 . 

Einstellungs- 

jahr 

September 1975 waren dies 

Anzahl der 

Auszubildenden 

Auslastungs- 

grad 

1973 

6 261 

108,0 

1974 

4 287 

73,9 

1975 

1 768 



32 1) 

46,2 


880 2) 


Summe 

13 228 

76,0 


0 zum 1. Februar 1976 eingestellt in Hamburg 

2) Jahresdurchschnitts wert der durch Maßnahmen Dritter belegten Ausbil- 
dungsplätze 
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Durch das Sonderprogramm der Bundesregierung zur Durchfüh- 
rung zusätzlicher berufsbildungspolitischer Maßnahmen werden 
freie Ausbildungskapazitäten von rd. 800 Ausbildungsplätzen 
belegt. Außerdem bietet die Deutsche Bundespost auch weiter- 
hin Dritten freie Ausbildungsplätze zur Nutzung an. 1976 dürfte 
etwa die gleiche durchschnittliche Nutzung durch Dritte erreicht 
werden wie im Jahre 1975. 


7. Wie hat sidi die Auslastung der Fernmeldehandwerker ent- 
sprechend dem Rückgang der Installation neuer Telefonanschlüs- 
se entwickelt? 

Die Arbeitskapazität in der Ortslinientechnik setzt sich aus 
eigenen bauausführenden Kräften und Kräften privater Auf- 
tragnehmer zusammen. Sie wird dem jeweils vorhandenen Be- 
darf angepaßt. So hat die Deutsche Bundespost z. B. im Jahre 
1975 statt des zunächst prognostizierten Bedarfs von 18 000 
eigenen bauausführenden Kräften nur ca. 17 000 Eigenkräfte 
in der Ortslinientechnik beschäftigt und das Arbeitsvolumen 
der Auftragnehmer ebenfalls gesenkt. 

Die Auslastung der im Fernmeldewesen jeweils eingesetzten 
Fernmeldehandwerker hat sich somit auch bei dem geringeren 
Nettozugang an Fernsprechhauptanschlüssen nicht verändert. 


8. Ist der Bundespostminister auch der Meinung, daß die Telefon- 
gebühren in der Bundesrepublik prohibitiv auf die Nachfrage 
nach neuen Telefonanschlüssen wirken, und wenn nein, warum 
nicht? 


Die Telefongebühren in der Bundesrepublik wirken keines- 
wegs prohibitiv. Dies zeigt schon die Tatsache, daß sich die 
Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse in den Jahren 1969 bis 
1975 nahezu verdoppelt hat. 

Nach den Feststellungen wirtschaftswissenschaftlicher Institute 
hat die gesamtwirtschaftliche und konjunkturelle Entwicklung 
auf die Nachfrage im Fernsprechdienst den stärksten Einfluß. 
Die im Zuge der Konjunkturbelebung steigende Zahl der neu- 
eingerichteten Fernsprechhauptanschlüsse bestätigt diese Aus- 
sage. Auch dadurch wird die Annahme einer Prohibitivwirkung 
der Fernmeldegebühren widerlegt. 


9. Wie steht der Bundespostminister zu dem Ergebnis einer Reprä- 
sentativumfrage des Instituts für angewandte Sozialwissenschaf- 
ten (INFAS), wonach neun Millionen Haushalte in der Bundes- 
republik wegen zu hoher Kosten nicht Telefonkunden werden 
wollen? 
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10. Trifft es zu, daß nach einer Umfrage von INFAS 38 v. H. der 
Haushalte ohne Fernmeldeanschluß die Grundgebühren für zu 
hoch halten, und welches alternative Gebührenangebot ist der 
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Bundespostminister bereit, seinen Telefonkunden im Hinblick 
auf Grundgebühr zu Gesprächstarif zu machen, und wenn nein, 
warum nicht? 

Nur eine Fehlinterpretation der Ergebnisse der Umfrage des 
Instituts für angewandte Sozialwissenschaft (INFAS) kann zu 
der Behauptung führen, 9 Mio Haushalte im Bundesgebiet 
wollten wegen zu hoher Kosten nicht Telefonkunden werden. 

Vom INFAS sind 3541 Personen (ab 14 Jahren) im Oktober/ 
November 1974 im Rahmen der Fernsehzuschauerforschung u. a. 
nach dem Telefonbesitz befragt worden. Nach dem Ergebnis 
der INFAS-Umfrage hatten von den rund 23 Mio privaten 
Haushalten im Bundesgebiet 11,5 Mio Haushalte (= 49 v. H.) 
ein Telefon und 11,7 Mio Haushalte (= 51 v. H.) kein Telefon, 
Von den Haushalten ohne Telefon gaben 38 v. H. (4,4 Mio) 
Haushalte als Grund für die Ablehnung des Telefons die Höhe 
der monatlichen Grundgebühren an. Ein Teil davon führte 
auch die Einrichtungskosten an, während die Gesprächsgebüh- 
ren weniger ins Gewicht fielen. 

Von 37 V. H. (4,3 Mio) jedoch wurde angegeben, sie brauchten 
gar kein Telefon; der größte Teil würde sogar ein Telefon zum 
Nulltarif ablehnen. 

Die in den letzten Monaten ansteigende Nachfrage nach Fern- 
sprech-Hauptanschlüssen widerlegt die in den Fragen enthal- 
tene Fehlinterpretation des Umfrageergebnisses und erübrigt 
eine Änderung der Grundgebühren. 


11. Welche Qualität mißt der Bundespostminister der von der 
Deutschen Postgewerkschaft angeführten „weltweit bekannten 
Statistik" zu, in der die Bundesrepublik hinsichtlich der An- 
schlußdichte erst an 14. Stelle rangiert und in der die Deutsche 
Bundespost hinsichtlich der Höhe der Telefonkosten an erster 
Stelle steht? 

Nach der im Dezember 1975 veröffentlichten weltweiten Sta- 
tistik „the world's telephones" (ATT New York) steht die Bun- 
desrepublik Deutschland von den 33 Ländern der Welt, die 
mehr als eine Million Sprechstellen besitzen, nach der Zahl der 
Sprechstellen hinter den USA, Japan und Großbritannien an 
4. Stelle und nach der Sprechstellendichte (Anschlüsse pro 
100 Einwohner) auf Platz 13. Dieses Ergebnis konnte nur durch 
die außerordentlichen Investitionsanstrengungen in den Jahren 
1969 bis 1975 erreicht werden, in denen die Zahl der Fernsprech- 
Hauptanschlüsse gegenüber dem Stand von 1969 annähernd 
verdoppelt wurde. 

Die Deutsche Bundespost hat nicht die höchsten Gebühren der 
Welt. Jeder internationale Vergleich ist problematisch. Eine 
Umrechnung über Devisenkurse führt zu fehlerhaften Ergebnis- 
sen. Kaufkraftparitätenvergleiche zeigen deutlich, daß die Ge- 
bühren der Deutschen Bundespost sich rechnerisch allein durch 
Änderung von Währungsparitäten bis zu 40 v. H. „verteuern" 
können. Der internationale Vergleich eines standardisierten 


5 



Drucksache 7/4956 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Femsprechhauptansdilusses (Einrichtungsgebühr verteilt auf 
10 Jahre, 500 Ortsgespräche, 250 Ferngespräche, 12 monatliche 
Grundgebühren für das jeweils größte Ortsnetz) mit dem durch- 
schnittlichen Bruttostundenlohn eines Industriearbeiters als 
Maßstab dürfte am aussagefähigsten sein. Danach steht die 
Deutsche Bundespost an 5. Stelle im Fernsprechgebührenver- 
gleich der wichtigsten Industrienationen der westlichen Welt. 


12. Um welchen Betrag ist der Bundespostminister gewillt, die 
Gebühr für eine Verlegung eines Telefonanschlusses zu senken, 
und wenn nein, warum nicht? 


Eine Verlegung ist eine Änderung von Fernmeldeeinrichtungen, 
die ohne Umschaltung von Leitungen im allgemeinen Netz der 
Deutschen Bundespost möglich ist. Die Pauschgebühr für die 
Verlegung beträgt 100 DM. 

Die Ortsveränderung ist eine Änderung, die nur durch Umschal- 
ten von Leitungen im allgemeinen Netz der Deutschen Bundes- 
post möglich ist. Die Ortsveränderung steht immer im Zusam- 
menhang mit dem Umzug eines Teilnehmers. Wenn am neuen 
Wohnort ein Telefon neu eingerichtet werden muß, erhebt die 
Deutsche Bundespost die pauschale Änschließungsgebühr von 
200 DM, bei einem Sozialanschluß nur 120 DM. Wenn am neuen 
Ort schon ein Telefon vorhanden ist, kann es vom Raumnach- 
folger zur Gebühr von 100 DM übernommen werden. 

Mit diesen Gebühren werden Leistungen abgegolten, die einen 
erheblichen Sach- und Personalaufwand erfordern (z. B. Schalt- 
arbeiten, Zähler ablesen, Schlußrechnung erstellen, Ädressen- 
änderung in den Ärbeitsunterlagen und im Fernsprechbuch). 

Die Änschließungsgebühren decken diese Kosten nur zu etwa 
einem Drittel. Deshalb kann die Deutsche Bundespost diese 
Gebühren nicht senken. 


13. Welche Prämie ist der Bundespostminister bereit, einem Nach- 
mieter einzuräumen, der selbst bisher nicht Inhaber eines 
Telefonanschlusses war, aber den Telefonanschluß seines Vor- 
mieters übernehmen will, und wenn nein, warum nicht? 


Die Übernahme ist die Überlassung von Teilnehmereinrichtun- 
gen, die vom Raumvorgänger her noch vorhanden sind und vom 
Raumnachfolger unverändert übernommen werden. Für die 
Übernahme werden 100 DM, d. h. die Hälfte der Gebühr für 
eine Neuanschließung, erhoben. Wird der Änschluß von einem 
Teilnehmer, der zu einem Sozialanschluß berechtigt ist, über- 
nommen, so beträgt die Übernahmegebühr 50 DM. 

Da die Übernahme im Verwaltungsbereich den gleichen 
Ärbeitsaufwand erfordert wie jede andere Neuanschließung, 
kann eine weitere Vergünstigung nicht gewährt werden. 
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14. Ist der Bundespostminister bereit, die Umschreibegebühr bei 
Namensänderung in Fällen einer Heirat oder des Todesfalles 
eines Ehepartners fallen zu lassen, und wenn nein, warum 
nicht? 

Der Verzicht auf die Umschreibegebühr ist von der Deutschen 
Bundespost seit längerer Zeit geplant. Bei der verbesserten 
Haushaltslage ist es nun möglich, dem Verwaltungsrat in Kürze 
einen Entwurf zuzuleiten, in dem u. a. der Wegfall der Um- 
schreibegebühr vorgeschlagen wird. 


15. Ist der Bundespostminister bereit, demjenigen, der einen neuen 
Telefonkunden geworben hat, eine Prämie in Gestalt einer 
bestimmten Anzahl kostenfreier Gesprächseinheiten oder eines 
Gutscheines über einen Teil der Anschlußkosten zu gewähren, 
und wenn nein, warum nicht? 

Der Vorschlag, eine Werbeprämie für Neuanschlüsse zu zahlen, 
ist bereits mehrfach vorgetragen worden. Es könnte jedoch 
nicht festgestellt werden, ob ein Kunde „geworben" wurde 
oder aus eigener Initiative Telefon beantragt hätte. In vielen 
Fällen wäre es auch nicht möglich, zwischen sogenannten Orts- 
veränderungen und echten Neuanschließungen zu unterschei- 
den. 

Deshalb kommt eine Werbeprämie nicht in Betracht. 


16. Ist der Bundespostminister überhaupt bereit, Geschenkgutschei- 
ne über eine Grundgebühr oder eine bestimmte Anzahl von 
Gespräciiseinheiten auszugeben, und wenn nein, warum nicht? 

Seit November 1975 bietet die Deutsche Bundespost das „Ge- 
schenktelefon" an. Interessenten können ein Telefon „verschen- 
ken", indem sie sich verpflichten, für diese Neueinrichtung 
die Anschließungsgebühr zu übernehmen oder 
neben der Anschließungsgebühr einmalig einen Betrag in 
beliebiger Höhe zu übernehmen oder 

neben der Anschließungsgebühr alle künftig anfallenden 
monatlichen Gebühren zu übernehmen. 

Bis Ende Februar 1976 wurden bereits 20 000 „Geschenktele- 
fone" bei den Fernmeldeämtern beantragt. 

Ab Mai 1976 wird es eine zweite Geschenkmöglichkeit geben, 
das „Ruf-doch-mal-an-Geschenk". Interessenten können dann 
Geldbeträge auf das Fernmeldekonto eines anderen einzahlen 
oder überweisen. 


17. Ist der Bundespostminister bereit, Verordnungen im Fern- 
meldewesen kundenfreundlicher und allgemein verständlicher 
nach Art von Geschäftsbedingungen zu gestalten, und wenn 
nein, warum nicht? 

Das Teilnehmerverhältnis ist ein öffentlich-rechtliches Verhält- 
nis, das auf der Grundlage des Fernmeldebenutzungsrechts die 
Pflichten und Rechte der Deutschen Bundespost als Trägerin 
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des „öffentlichen Fernmeldewesens'' gegenüber dem Teilneh- 
mer und umgekehrt abgrenzt. Gründe der Rechtssicherheit und 
der Gleichbehandlung sprechen gegen eine Regelung auf der 
Basis von Geschäftsbedingungen, wie sie zwischen Vertrags- 
partnern ausgehandelt werden können. 

Die Deutsche Bundespost hat bereits bei der Gestaltung der 
Fernmeldeordnung und der Fernmeldegebührenvorschriften 
wiederholt bewiesen, daß sie bereit ist, die Rechtsvorschriften 
des Fernmeldewesens unter kundenfreundlichen Gesichtspunk- 
ten abzufassen. 


18. Welche Einnahmeminderungen würden der Deutschen Bundes- 
post bei Verwirklichung der von der Deutschen Postgewerk- 
schaft vorgeschlagenen Maßnahmen im einzelnen entstehen, 
wenn man zunächst einmal den Belebungseffekt außer acht 
läßt? 

Allein die vorgeschlagene Halbierung der Anschließungsgebühr 
und der Übernahmegebühr sowie der vorgeschlagene Erlaß 
von 100 Gebühreneinheiten bei Neuanschließung würden unter 
den gegebenen Voraussetzungen Einnahmeminderungen von 
jährlich rund 200 Mio DM zur Folge haben. 

Gebührenverluste bei den Grund- und Geschrächsgebühren 
durch einen gestaffelten Tarif könnten von der Deutschen Bun- 
despost nicht hingenommen werden. 


19. Wie bewertet die Bundesregierung die Vorschläge der Deut- 
schen Postgewerkschaft insgesamt? 

Die Deutsche Postgewerkschaft schlägt Maßnahmen vor, die 
von der Bundesregierung seit einigen Monaten für den Fall ins 
Auge gefaßt worden sind, daß die Nachfrage nicht nur durch 
Werbung sondern auch durch weitere Maßnahmen unterstützt 
werden müßte. 


20. Wann wird der Bundespostminister endlich - wie bei Wasser, 
Gas, Strom, Rundfunk und Fernsehen - zur Kosteneinsparung 
die Zweimonats rechnung für Fernmeldegebühren einführen? 


Die Einführung einer zweimonatlichen Fernmelderechnung 
wurde bereits in den Jahren 1963 bis 1968 mehrmals geplant 
und von den damaligen Postministern abgelehnt. 

Nach umfangreichen Voruntersuchungen werden gegenwärtig 
die Möglichkeiten einer Einführung erneut geprüft. Besondere 
Schwierigkeiten ergeben sich aus der monatlich zum Teil sehr 
unterschiedlichen Höhe der Beträge, die Anhaltspunkte für zu 
zahlende Vorschüsse sein müßten. Die Ergebnisse der vorgese- 
henen Prüfungen dürften nicht vor Mitte 1977 vorliegen. 
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